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Stand: 15.03.2012 

Verfahrensvermerke zur Aufstellung des Bebauungsplanes  
STO600 "Walter-Rein-Straße" im beschleunigten Verfahren  

gemäß § 13a BauGB 

Der Stadtrat hat am 27.10.2010 den Beschluss Nr. 1123/10 über die Aufstellung des Bebauungspla-
nes der Innenentwicklung STO600 "Walter-Rein-Straße"  im beschleunigten Verfahren gemäß §13a 
BauGB gefasst. Der Beschluss wurde im Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 19 vom 
19.11.2010 ortsüblich bekannt gemacht. 

 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

Von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 wird gemäß § 13a 
Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abgesehen.  

Die Öffentlichkeit konnte sich im Zeitraum vom 29.11.2010 bis 10.12.2010 gemäß 
§ 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkun-
gen der Planungen unterrichten und zur Planung äußern. Ort und Dauer der Unterrichtung sind im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 19 vom 19.11.2010 ortsüblich bekannt gemacht worden. 

 
 
Erfurt, den   
 

Oberbürgermeister 
 

Der Stadtrat Erfurt hat mit Beschluss Nr.                 am                 den Entwurf des Bebauungsplanes mit 
Begründung gebilligt und gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m.  § 13 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m.§ 3 Abs. 2 BauGB die 
öffentliche Auslegung beschlossen. 
 
 
Erfurt, den   
 

Oberbürgermeister 
 

Der Entwurf des Bebauungsplanes einschließlich Textfestsetzung hat gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m.  
§ 13 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB mit Begründung in der Zeit vom                 bis zum 
                zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegen. 

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung sind gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m.  § 13 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. § 
3 Abs. 2 Satz 2 BauGB im Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr.       vom                 ortsüblich be-
kannt gemacht worden. 
 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

 Die von der Planung berührten Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange sind gemäß . § 
13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m.  § 13 Abs. 2 Nr. 3 i.V.m. § 4 BauGB mit Schreiben vom                 Abgabe eine r 
Stellungnahme aufgefordert worden. 
 
 
Erfurt, den   
 

Oberbürgermeister 
 

Der Stadtrat Erfurt hat am                 den Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB i.V.m. 
§ 83 Abs. 2 ThürBO und §§ 19, 2 ThürKO als Satzung 
 

BESCHLOSSEN 
 
 
Erfurt, den 

 
Oberbürgermeister 

 

Der Bebauungsplan einschließlich der Textfestsetzung ist gemäß § 21 Abs. 3 ThürKO bei der 
Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt worden. Die Satzung wurde nicht beanstandet. 
 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhalts dieses Bebauungsplanes mit dem 
Willen der Stadt Erfurt sowie die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrens zur Auf-

stellung des Bebauungsplanes werden bekundet. 
 

AUSFERTIGUNG  
 
 
Erfurt, den 
 

Landeshauptstadt Erfurt 
A.Bausewein 

Oberbürgermeister 
 

 
Der Bebauungsplan wurde gemäß § 10 Abs. 2 BauGB im Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 
      vom                 mit dem Hinweis ortsüblich bekannt gemacht, dass der Bebauungsplan während der 
Öffnungszeiten des Bauinformationsbüros der Stadtverwaltung Erfurt von jedermann eingesehen 
werden kann. 
Mit dieser Bekanntmachung wurde der Bebauungsplan 
 

RECHTSVERBINDLICH 
 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 
 

 

3.1 Ausnahmsweise sind bei Erhalt bestehender Gebäude im 
WA 2 und WA 3 Gebäude ohne seitlichen Grenzabstand 
zulässig.  

§ 22 Abs. 3 BauNVO 

3.2 Ein Über- oder Unterschreiten von Baulinien ist durch 
Gebäudeteile mit einer Breite von maximal 5,0 m und 
einer Tiefe von maximal 1,5 m für Windfänge, Treppen-
häuser sowie Wintergärten zulässig. 

Ein Unterschreiten von Baulinien ist durch Garagen mit 
einer Breite von maximal 3,0 m und einer Tiefe von ma-
ximal 3,0 m zulässig.  

§ 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO 

3.3 Ein Überschreiten von Baugrenzen ist durch Gebäudetei-
le mit einer Breite von maximal 5,0 m und einer Tiefe 
von maximal 1,5 m für Windfänge, Treppenhäuser sowie 
Wintergärten zulässig.  

§ 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO 

   

4 FLÄCHEN FÜR NEBENANLAGEN, GARAGEN UND 
STELLPLÄTZE MIT IHREN EINFAHRTEN 

§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 

4.1 Hochbauliche Nebenanlagen sind nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche sowie innerhalb der 
Flächen für Garagen zulässig. Ausgenommen hiervon 
sind Spielanlagen.  

§ 14 Abs.1 Satz 3 BauNVO 

4.2 Ausnahmsweise sind außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche innerhalb der rückwärtigen Grund-
stücksbereiche hochbauliche Nebenanlagen gem. § 14 
Abs.1 BauNVO bis zu einer Grundfläche von 10 m² zuläs-
sig.  

 

4.3 Überdachte Stellplätze und oberirdische Garagen sind 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche oder der 
dafür festgesetzten Flächen nicht zulässig.  

§ 12 Abs. 6 BauNVO 

4.4 Pro Baugrundstück ist maximal eine Zufahrt in einer 
maximalen Breite von 3,0 m zulässig.  

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

   

5 MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR 
ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LAND-
SCHAFT 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

5.1 Oberflächenbefestigungen auf den nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen sowie innerhalb von Flächen zum 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen sind nicht mit vollversiegelnden Oberflä-
chenmaterialien wie z. B. Asphalt, Verbundpflaster aus-
zubilden.  

 

5.2 Die Wurzelbereiche von Bäumen sind auf einer Fläche 
von mindestens 6,0 m² von Versiegelung freizuhalten 
und durch geeignete Maßnahmen dauerhaft vor Verdich-
tung durch Betreten oder Befahren zu schützen. 

 

 
5.3 Im WA 2 sind je Wohngebäude westlich der Planstraße A 

jeweils 5 Mehlschwalben Kunstnester und eine Fleder-
maus-Dachgesims-/ Giebelröhre vorzusehen. 

 

5.4 Im WA 2 ist je Wohngebäude östlich der Planstraße A ein 
Fledermaus- Großraumeinbaustein vorzusehen. 

 

5.5 Im WA 1 ist an den, an der Planstraße B gelegenen Bau-
grundstücken je Wohngebäude ein Fledermaus-
Flachkasten vorzusehen. 

 

5.6 Der festgesetzte Gewässerschonstreifen entlang der La-
che ist mit Laubbäumen mit einem Mindeststammum-
fang von 12 -14 cm gemäß Planeintrag ergänzend zum 
Bestand zu bepflanzen und mit einer heimischen stand-
ortgerechten Kräuteransaat anzusäen.  

 

Für die Bepflanzung ist autochtones Pflanzenmaterial 
mit folgenden Arten zu verwenden: 

 

Alnus glutinosa Schwarzerle 

Populus tremula Zitterpappel 

Prunus padus   Traubenkirsche 

Quercus robur  Stieleiche 

Salix alba  Silberweide 

§9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i. V. 
mit § 16 BNatSchG 

 

   

6 VERWENDUNGSVERBOT BESTIMMTER LUFTVERUN-
REINIGENDER STOFFE 

§ 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB 

 In Feuerungsanlagen, die nach Inkrafttreten des Be-
bauungsplanes neu errichtet oder verändert werden, 
dürfen keine festen oder flüssigen Brennstoffe verbrannt 
werden. 

Abweichend davon sind ausnahmsweise feste und flüs-
sige Brennstoffe zulässig, wenn zum Zeitpunkt der An-
tragstellung die Feuerungsanlage die Emissionsschutz-
anforderungen des Umweltzeichens „Blauer Engel" er-
füllt und wenn nachgewiesen wird, dass außerhalb der 
Heizperiode durch emissionsfreie Anlagen (wie Solaran-
lagen oder Wärmepumpen) der Warmwasserbedarf ge-
deckt werden kann.  

Satz 1 gilt nicht für offene Kamine gemäß § 4 Abs. 3 der 
1. BImSchV.  

 

   

7 VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN 
UMWELTEINWIRKUNGEN  

§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 

8 FLÄCHEN ZUM ANPFLANZEN VON BÄUMEN,   
STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN 

§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

8.1. Der in der Planzeichnung als zu erhaltend festgesetzte 
Baumbestand ist dauerhaft zu erhalten.  

 

8.2 Die nichtüberbaubaren Grundstücksflächen sind, soweit 
sie nicht für Nebenanlagen, Terrassen, Zufahrten und 
Zuwegungen ausgebaut sind, gärtnerisch anzulegen.  

 

8.3. Je angefangene 200 m² nichtüberbaubarer Grundstücks-
fläche ist mindestens 1 Obsthochstamm oder Laubbaum 
2. Ordnung mit einem Mindeststammumfang von 12 -14 
cm zu pflanzen. Die Bäume gem. Festsetzung Nr. 8.4 
werden dabei angerechnet.  

 

Bei der Pflanzung von Laubbäumen sind folgende Arten 
zu verwenden: 

 

Acer campestre  Feldahorn 

Betula pendula  Sandbirke 

Carpinus betulus  Hainbuche 

Prunus avium   Vogelkirsche 

Sorbus aucuparia Mehlbeere 

 

8.4 Entlang der Erschließungsstraßen sind gemäß Plan-
zeichnung auf den privaten Baugrundstücken Laubbäu-
me 2. Ordnung als Hochstamm mit einem Mindest-
stammumfang von 16 - 18 cm zu pflanzen. Die Standorte 
können geringfügig verschoben werden.  

 

Bei der Pflanzung an den Straßen sind folgende Arten zu 
verwenden: 

 

Walter- Rein- Straße:  

Carpinus betulus 'Frans Fontaine' Hainbuche  

Planstraße A:   

Prunus padus 'Schloss Tiefurt' Vogelkirsche  

Planstraße B: 

Crataegus lavallei 'Carrierei'  Apfeldorn 

 

 8.5 Innerhalb des Hofbereiches der Planstraße A sind gemäß 
Planzeichnung auf der öffentlichen Verkehrsfläche 
Laubbäume 2. Ordnung als Hochstamm mit einem Min-
deststammumfang von 18 - 20 cm zu pflanzen. Die 
Standorte können geringfügig verschoben werden. 

 

Bei der Pflanzung sind folgende Arten zu verwenden: 

 

Sorbus thuringiaca 'Fastigiata' Thüringische Mehlbeere 

Crataegus lavallei 'Carrierei' Apfeldorn 

Aesculus carnea  Scharlach-Rosskastanie 

Acer campestre in Sorten Feldahorn 

Prunus padus in Sorten Vogelkirsche  

 

 

BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN NACH § 9 Abs. 4 BauGB i. V. 
mit § 83 ThürBO 

Nr.  Festsetzungen Ermächtigung 

 
ÄUSSERE GESTALTUNG DER BAULICHEN ANLAGEN 

 

9 DÄCHER 
 

9.1 Bei Pultdächern muss die Traufe entlang der öffentli-
chen Verkehrsfläche ausgebildet werden. 

Ausnahmsweise sind bei Erhalt bestehender Gebäude im 
WA 2 Satteldächer mit einer Dachneigung von 25° - 45 ° 
zulässig. 

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

9.2 Abweichungen von der zeichnerisch festgesetzten First-
richtung sind ausnahmsweise zulässig, soweit überwie-
gend der Charakter der festgesetzten Firstrichtung ge-
wahrt bleibt.  

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

9.3 Ausnahmsweise sind im WA 1 eingeschossige Anbauten 
mit Flachdach zulässig, dabei darf der Anteil des Flach-
daches 20 % der mit geneigten Dächern versehenen 
Grundfläche nicht überschritten werden. 

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

9.4 Die Dächer der Garagen sowie von untergeordneten Bau-
teilen sind als flachgeneigte Pultdächer oder als Flach-
dächer auszubilden. 

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

9.5 Die festgesetzte Dachform und Dachneigung gilt nicht 
für sonstige Nebengebäude 

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

   

10 DACHAUFBAUTEN UND –EINSCHNITTE, DACHFENS-
TER, SONNENKOLLEKTOREN 

 

 10.1 Dachaufbauten auf Flachdächern sind nur zur Solarener-
gienutzung, zur Belichtung des darunter liegenden Ge-
schosses, als Dachterrassenaustritt sowie zur haustech-
nischen Versorgung zulässig. 

Die Höhe der Dachaufbauten auf Flachdächern darf die 
OK Dachhaut um maximal 2,50 m überschreiten. 

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

10.2 Dachterrassenaustritte gemäß Festsetzung Nr. 10.1 dür-
fen eine Grundfläche von 10 m² nicht überschreiten.  

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

10.3 Dachterrassen auf Flachdächern sind zulässig, soweit 
der Brüstungsbereich durch eine geschlossene Attika mit 
einer Höhe von 1,10 m ausgebildet wird. 

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

10.4 Bei Anlagen für die Solarenergiegewinnung auf Flachdä-
chern bildet die Höhe dieser Anlagen den einzuhalten-
den Mindestabstand von der Attika.  

Bei geneigten Dächern sind Anlagen der Solarenergie-
gewinnung auf der Dachfläche zulässig.  

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

10.5 Dachaufbauten sind nur auf geneigten Dächern, die eine 
Dachneigung größer als 35 ° aufweisen an jeder Traufen-
seite zusammengerechnet bis zu ½ der Gesamtgebäude-
länge, zulässig. Sie dürfen insgesamt 30 % der jeweili-
gen Dachfläche nicht überschreiten. 

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

10.6 Zulässig sind Satteldach- und Schleppgauben sowie 
Zwerchhäuser bis zu einer Breite von max. 3,50 m. 

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

 

12.1 Die Drempelhöhe der Gebäude darf maximal 0,8 m 
betragen. Die Drempelhöhe ist der Abstand von Ober-
kante Fertigfußboden des Dachgeschosses bis zur Unter-
kante des Dachsparrens gemessen am aufgehenden 
Mauerwerk der Außenwand innen.  

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

12.2 Die Außenwände von Doppelhäusern, und sonstigen Ge-
bäuden, die eine bauliche Einheit bilden, sind material-
mäßig und farblich einheitlich herzustellen.  

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

   

13 GARAGEN UND STELLPLÄTZE 
 

 Sind im Plan Flächen für Garagen festgesetzt, so können 
diese auch in Form von Carports oder Stellplätzen ausge-
führt werden. Benachbarte Garagen oder Carports sind in 
Höhe und Aussehen einheitlich zu gestalten. Es sind 
max. 2 Garagen nebeneinander zulässig. Sie sind an ei-
ner Grundstücksgrenze zu errichten. Die gemeinsame 
Breite darf 6,0 m nicht überschreiten.  

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

   

14 EINFRIEDUNGEN 
 

 An den der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandten 
nicht überbaubaren Flächen sind Einfriedungen nur in 
Form von hintergrünten Zäunen aus Metall in einer Höhe 
von max. 1,20 m über der Oberkante der angrenzenden 
Erschließungsstraße sowie lebenden Hecken aus stand-
ortgerechten Gehölzen zulässig.  

§ 83 Abs. 1 Nr. 4 ThürBO 

   

15 VORGÄRTEN 
 

 Vorgärten sind gärtnerisch anzulegen und zu unterhal-
ten.  

§ 83 Abs. 1 Nr. 4 ThürBO 

   

16 GESTALTUNG DER STELLPLÄTZE FÜR BEWEGLICHE         
ABFALLBEHÄLTER 

 

 Die Stellplätze für bewegliche Abfallbehälter sind in die 
Gebäude zu integrieren oder in geeigneter Weise zu um-
pflanzen und vor Einsicht aus dem öffentlichen Straßen-
raum abzuschirmen.  

§ 83 Abs.1 Nr.4 ThürBO 

   

17 GELÄNDEREGULIERUNGEN 
 

 Außerhalb der Gebäude angeordnete geräuschrelevante 
Aggregate wie Luftwärmepumpen sind vollständig ein-
zuhausen und hinsichtlich ihrer Schallleistungspegel 
und Aufstellungsorte so zu wählen, dass an der Grenze 
zu den benachbarten Grundstücken der Beurteilungspe-
gel gem. Nr. 2.10 der TA Lärm einen Maximalwert von 37 
dB(A) nicht überschreitet.  

 

   

11 DACHEINDECKUNG 
 

 Als Dacheindeckung sind bei geneigten Dächern nur die 
Farben rot bis rotbraun und grau bis anthrazit zulässig. 
Spiegelnde und glänzende Bedachungen sind unzuläs-
sig. Ausgenommen hiervon sind Solaranlagen. Die Beda-
chung der Zwerchhäuser ist identisch der Hauptdächer 
in Bezug auf Material und Farbe zu gestalten.  

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

   

12 FASSADENGESTALTUNG 
 

10.7 Dacheinschnitte und Dachaufbauten müssen zu den 
Dachkanten mindestens folgende Abstände einhalten: 

 

  Dacheinschnitte Dachaufbauten 

zum First  2,50 m  2 Pfannenreihen 

zur Traufe  0,75 m  2 Pfannenreihen 

zum Ortgang  2,00 m   1,00 m 

 

Gauben dürfen jeweils frühestens zwei Pfannenreihen 
unterhalb des Firstes und oberhalb der Traufe und min-
destens 1 m vom Ortgang (Giebel) entfernt errichtet wer-
den. 

 

Zwerchhäuser müssen zu den Dachkanten mindestens 
folgende Abstände einhalten: 

zum First   2 Pfannenreihen 

zum Ortgang (Giebel) 2,0 m 

 

Zwerchhaustraufen über der Wange müssen zur Traufe 
des Hauptdaches einen Abstand von mind. 1,5 m haben. 
Als Dach des Zwerchhauses ist ein symmetrisch geneig-
tes Satteldach zulässig. 

Die Abstände sind in der Horizontalen zu messen. Ein 
Nebeneinander von Dachaufbauten und –einschnitten 
innerhalb einer Dachfläche ist nicht zulässig. 

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

10.8 Liegende Dachfenster sind auch bei Dächern mit einer 
Dachneigung kleiner als 35 ° zulässig, wenn sie insge-
samt 30 % der jeweiligen Dachfläche nicht überschrei-
ten.  

§ 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

   

TEIL B: TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN NACH § 9 Abs. 1 und 3 BauGB   

Nr. Festsetzung Ermächtigung 

1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

 Für die Allgemeinen Wohngebiete WA 1, WA 2 und WA 3 
wird festgesetzt:  

 

1.1 Die nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulässigen 
die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, 
Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störenden 
Handwerksbetriebe sind nur ausnahmsweise zulässig.  

§ 1 Abs. 5 BauNVO 

 

1.2 Die nach § 4 Abs. 3 Nr. 3, 4, 5 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetrie-
be und Tankstellen sind nicht zulässig.  

§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO 

   

2 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

2.1 Das Maß der baulichen Nutzung wird festgesetzt durch 
die Grundflächenzahl, die Geschossflächenzahl, die Zahl 
der Vollgeschosse und durch die Höhe der baulichen An-
lagen.  

§16 Abs. 2 BauNVO 

 

2.2 Bezugsebene für die festgesetzte Traufhöhe ist die Höhe 
der an das jeweilige Baugrundstück angrenzenden Stra-
ßenverkehrsfläche. Gemessen wird in Wandmitte der der 
Straßenverkehrsfläche zugewandten Gebäudeseite.  

§ 18 Abs. 1 BauNVO 

2.3 Als Traufhöhe wird der Schnittpunkt der Dachhaut mit 
der Außenwand definiert. Bei Flachdächern gilt die ma-
ximale Traufhöhe als Oberkante Attika bzw. als Oberkan-
te der Brüstung von Dachterrassen.  

§18 Abs. 1 BauNVO 

 

2.4 Die festgesetzte Traufhöhe darf im WA 2 durch unterge-
ordnete Gebäudeteile, die 1/3 der betreffenden Außen-
wandbreite nicht überschreiten, ausnahmsweise um 
max. 2,50 m überschritten werden.  

§16 Abs. 6 BauNVO 

 

2.5 Die Sockelhöhe der Gebäude ist der Abstand zwischen 
Straßenoberkante der angrenzenden Straßenverkehrsflä-
che und der Oberkante Fußboden Erdgeschoss am Roh-
bau. Es ist eine Sockelhöhe von max. 0,50 m zulässig.  

§ 18 Abs. 1 BauNVO 

2.6 Überdachte Stellplätze und oberirdische Garagen sind 
innerhalb der WA 2 und WA 3 als eingeschossige Bau-
körper zulässig. 

§ 16 Abs. 2 BauNVO 

   

3 BAUWEISE UND ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKS-
FLÄCHE 

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

 

17.1 Der natürliche Geländeverlauf der Grundstücke ist 
grundsätzlich zu erhalten. Geländeveränderungen sind 
nur zulässig, soweit sie im Zusammenhang mit der Er-
stellung der Gebäude zwingend erforderlich sind. Ab-
grabungen sind unzulässig.  

§ 83 Abs. 1 Nr. 4 ThürBO 

17.2 Ausnahmsweise zulässig ist die Erdanfüllung zur Anlage 
von Terrassen und Eingangsbereichen bis zur OK Erdge-
schossfußboden sowie die Anlage langgezogener Bö-
schungen bis max. 0,5 m Höhe, um sich ergebende Hö-
henunterschiede zwischen Grundstück und Verkehrsflä-
che ausgleichen zu können.  

§ 83 Abs. 1 Nr. 4 ThürBO 

17.3 Werden Böschungen vorgesehen, so sind sie so auszu-
führen, dass sie eine Neigung von 1: 3 nicht überschrei-
ten. Sie sind gegen Bodenerosion durch eine Begrünung 
zu schützen.  

§ 83 Abs. 1 Nr. 4 ThürBO 

 

TEIL C: HINWEISE 
 

Der Abriss der potenziellen Quartiergebäude für Fledermäuse 
ist außerhalb der Wochenstuben- und Überwinterungszeiten 
der Fledermäuse zwischen Anfang September und Ende Ok-
tober vorzunehmen.  

 

Der Abriss der Quartiergebäude für Brutvögel ist außerhalb 
der Brutzeiten gebäudebewohnender Vogelarten vorzuneh-
men.  

 

In räumlichem Zusammenhang zum Vorhaben sind 2 Stück 
Rauchschwalbennester (Kunstnester) in Ställen, Scheunen 
oder geeigneten Innenräumen anzubringen. Die Ersatznester 
müssen nach dem Gebäudeabriss, der im Herbst stattfindet, 
bis spätestens zum folgenden Februar angebracht werden.  

 

Im Bereich der Lache sind die vorhandenen Überfahrten und 
naturfernen Einbauten zu entfernen.  

 

Der im nördlichen Teil der Grundstücke Gemarkung Stottern-
heim, Flur 1, Flurstücke 19/5 und 19/12 in der Planzeichnung 
zeichnerisch dargestellte Regenwasserkanal ist dauerhaft zu 
erhalten.  

 

Die Bepflanzungsmaßnahme an dem festgesetzten Gewäs-
serschonstreifen ist als Ausgleichsmaßnahme für andere Bau-
vorhaben (Ökokonto) anrechenbar.  

 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist mit archäologi-
schen Bodenfunden und historischen Siedlungsresten zu 
rechnen. Erdarbeiten bedürfen somit einer Erlaubnis gem. § 
13 Abs.1 Nr. 3 ThürDSchG. Funde sind gem. § 16 des Thüringer 
Denkmalschutzgesetzes unverzüglich der Unteren Denkmal-
schutzbehörde der Stadt Erfurt und dem Thüringer Lan-
desamt für Denkmalpflege und Archäologie anzuzeigen. 

 

 

 
Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen und Bezeichnungen als Grundlage für die 
geometrischen Festlegungen der neuen städtebaulichen Planung mit dem Liegenschaftskataster nach 
dem Stand vom                            übereinstimmen. 
 
Apolda, den                                                       
 

Thüringer Landesamt für Vermessung und Geoinformation 
Katasterbereich Apolda 

 

 
Stand der ALK : 21.05.2012

TEIL A : PLANZEICHNUNG
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